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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) intendierte mit einer im Juni 2021 eingereichten
parlamentarischen Initiative, ein neues Anreizsystem beim Umweltschutz in der
Verfassung zu verankern. Gemäss Portmann sei es angezeigt, dass die Umweltpolitik
nicht nur die Verursachenden von Schäden an der Umwelt bestrafe
(Verursacherprinzip), sondern auch dem Umweltschutz förderliches Verhalten
begünstige. Beispiele aus der Vergangenheit hätten gezeigt, dass ein Anreizsystem,
welches vorbildliches Verhalten finanziell belohnt, erfolgversprechend sei. Zudem
sollten die Kosten, welche durch schädliche Einwirkungen an der Umwelt entstehen,
solidarisch von den Verursachenden und der Allgemeinheit getragen werden. Dies im
Gegensatz zur aktuellen Rechtslage, wo alleine die Verursachenden dafür aufkommen
müssen.
Die UREK-NR beugte sich im August 2022 über das Geschäft und beschloss mit 19 zu 2
Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Zum einen sei unklar, wie die Initiative
genau umgesetzt werden solle, zum anderen stiess die Idee einer Solidarhaftung der
Allgemeinheit bei Umweltschäden auf Kritik. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.08.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Wintersession 2022 stand die parlamentarische Initiative von Hans-Peter
Portmann (fdp, ZH) mit dem Titel «Anreizsystem beim Umweltschutz
verfassungsrechtlich verankern» auf der Traktandenliste des Nationalrates. Der Initiant
legte dem Plenum dar, dass er und einige weitere «ökologisch-liberale
Persönlichkeiten» zum Schluss gekommen seien, dass die Kosten, die durch
umweltschädigendes Verhalten entstehen, solidarisch von den Verursachenden und von
der Allgemeinheit zu tragen seien, denn die Verursachenden alleine könnten realiter
schon lange nicht mehr selber für die Kosten aufkommen. Im Gegenzug solle
umweltfreundliches Verhalten belohnt werden. Portmann zeigte sich überzeugt, dass
dieser liberale Ansatz in Zukunft zu mehrheitsfähigen Gesetzen und Regelungen führen
würde. Eine deutliche Mehrheit der zuständigen UREK-NR sei jedoch nicht bereit
gewesen, der FDP in Zeiten des Wahlkampfs Zustimmung in Umweltfragen zu geben,
und habe die Initiative daher mit «irgendwelche[n] Begründungen» abgelehnt,
kritisierte Portmann. Er zog seine Initiative deshalb in der Folge zurück. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Klimapolitik

Am frühen Montagmorgen des 21. Septembers 2020, also zu Beginn der dritten Woche
der Herbstsession der eidgenössischen Räte, besetzten einige Hundert
Klimaaktivistinnen und Klimaaktivisten den Bundesplatz vor dem Bundeshaus in Bern.
Die Medien waren sich rasch einig, dass dies ein geschickter, medienwirksamer
Schachzug war, um die Aufmerksamkeit auf sich zu lenken. Die Forderungen der
Gruppierung, die sich «Rise up for Change» nennt, waren sehr vielfältig und bestanden
gemäss einzelnen Medienberichten etwa aus der ökologischen Ausrichtung der
Landwirtschaft oder der Verpflichtung des Finanzsektors, seine Geldflüsse
offenzulegen. Auch sollen die Banken aufhören, in die fossile Industrie zu investieren.
Zudem sei die Bevölkerung bei der Umsetzung der Klimaziele besser einzubeziehen. Da
Kundgebungen auf dem Bundesplatz während den Sessionen des Parlaments seit 1925
verboten sind, war die Besetzung des Bundesplatzes illegal. Die Stadtberner Regierung
stellte den Aktivistinnen und Aktivisten am Montagabend ein Ultimatum, den
Bundesplatz bis am Dienstagmittag zu verlassen. Wie die Medien berichteten, gab es
bereits vor diesem Ultimatum von Seiten des Ratsbüros von National- und Ständerat
und von Politikerinnen und Politikern von rechts bis in die politische Mitte die
Forderung an die Stadt Bern, den Bundesplatz schnellstmöglich zu räumen. Christian
Imark (svp, SO) forderte den Bundesrat per Motion gar dazu auf, die Stadt Bern zu
enteignen und somit auf dem Bundesplatz zukünftig selber für die Durchsetzung von
Recht und Ordnung zu sorgen. Viele Politiker und Politikerinnen von rechts-
bürgerlicher Seite, beispielsweise Peter Keller (svp, NW) oder Hans-Peter Portmann
(fdp, ZH), warfen der Berner Stadtregierung vor, zu wenig hart durchzugreifen. Auch für
die Medien war die Haltung der Berner Stadtregierung Anlass für ausführliche

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Berichterstattung. Sie spekulierten teilweise, dass sich die rot-grüne Berner Exekutive
im Dilemma zwischen Durchsetzung der Rechtstaatlichkeit einerseits und Sympathie für
die Protestierenden andererseits befinde und vor den Wahlen im November 2020 keine
Fehler machen wolle. Linke Politikerinnen und Politiker äusserten mehr Verständnis für
die Aktion und für die Haltung der Stadtregierung. Aline Trede (gp, BE) und Balthasar
Glättli (gp, ZH) forderten in den Medien denn auch, das Verbot von Kundgebungen
während der Session aufzuheben. Nachdem die Klimaaktivistinnen und -aktivisten auch
ein zweites Ultimatum der Stadt Bern hatten verstreichen lassen, wurde das Camp rund
48 Stunden nach Beginn der Aktion von der Berner Polizei und Feuerwehr geräumt. Ob
und was die Aktion für die Klimapolitik gebracht hatte, wurde von den Zeitungen
unterschiedlich eingeschätzt. Die Weltwoche schrieb von «Erosion des Rechtsstaates»
und «rechtsstaatlicher Verlotterung» und die NZZ war der Ansicht, dass die
Platzbesetzung dem Anliegen des Klimaschutzes eher schade. Dem stimmte ein
Kommentar im Blick zu, wonach die Aktivistinnen und Aktivisten mit dieser Aktion viele
Leute verschreckt und keine neuen Sympathisanten dazu gewonnen hätten. Die linke
Wochenzeitung fand den zivilen Ungehorsam angesichts der weltweiten
Klimaerwärmung hingegen gerechtfertigt. Weiter wurde von den Medien vermutet, dass
die Räumung den Klimaaktivisten helfe, weil nichts so langweilig gewesen wäre, wie ein
Protest, der nicht geräumt werde, dann langsam an Besetzerinnen und Besetzern
verliere und so schliesslich im Sande verlaufe. Auch habe die Klimabewegung durch das
Protestcamp wieder an Schwung gewonnen, nachdem die Klimapolitik über Monate
hinweg von der Corona-Pandemie überschattet worden sei. 3

1) Bericht UREK-NR vom 29.8.22; Medienmitteilung UREK-NR vom 31.8.22; Pa. Iv. 21.456
2) AB NR, 2022, S. 2324
3) AZ, Blick, CdT, LT, NZZ, 22.9.20; AZ, Blick, CdT, LT, NWZ, NZZ, 23.9.20; APZ, AZ, Blick, CdT, LT, SGT, WOZ, WW, 24.9.20;
Blick, CdT, NZZ, 25.9.20; LT, SGT, 26.9.20; So-Bli, SoZ, 27.9.20; AZ, 28.9.20; NZZ, 29.9.20
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